








 5

der Planung abgegeben werden. Ein Vertreter der Verwaltung stellte die eingegangenen 
Stellungnahmen sowie die erarbeiteten Abwägungs- und Beschlussvorschläge vor. Folgende 
Träger öffentlicher Belange und Privatpersonen haben eine Stellungnahme abgegeben: 
 
Landratsamt Ebersberg, Baufachliche Stellungnahme v. 02. 06. 2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Aus baufachlicher Sicht werden keine Anregungen oder Einwände geäußert.  
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Für die Planung sind keine Änderungen veranlasst. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Immissionsschutzfachliche Stellungnahme v. 02. 06. 2010  
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Mit der Vorgehensweise zur Einarbeitung der Beschlüsse zur letzten Stellungnahme der UIB 
besteht Einverständnis. Weitere Anregungen oder Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Für die Planung ergeben sich keine Änderungen oder Ergänzungen. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Naturschutzfachliche Stellungnahme (UNB) v. 02. 06. 2010  
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Unter Berücksichtigung der naturschutzfachlichen Abwägung aus der Beschlussabschrift 
vom 20. 04. 2010 bestehen keine weiteren Einwände und Bedenken. Es wird um Vorlage der 
Artenschutzrechtlichen Vorprüfung gebeten. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Beschlussergebnisse vom 20.04.2010 wurden in die Planunterlagen eingearbeitet. Das 
naturschutzfachliche Gutachten des Büros Dr. Blasy – Dr. Overland vom 13. 11. 2009 kann 
der UNB übermittelt werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Für die Planung ergeben sich keine Änderungen oder Ergänzungen. Die Artenschutz-
rechtliche Vorprüfung vom 13. 11. 2009 wird der UNB zugeleitet. 
 
 
Wiederholte Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
 
Es wurden keine Einwände und Anregungen vorgebracht. 
 
Anschließend erläuterte die Verwaltung, dass zusätzlich zur Bauleitplanung ein städte-
baulicher Vertrag abgeschlossen wird. Dieser verpflichtet den Investor, den Gehweg an der 
Ostseite des Plangebietes sowie der beiden nördlich errichteten Fünfspänner herzurichten 
und zu befestigen. Ebenso sind für die Straßenbeleuchtung zwei Lichtmasten zu errichten. 
Die Verwaltung empfahl, den Bebauungsplan als Satzung zu beschließen sowie dem 
städtebaulichen Vertrag zuzustimmen. 
 
Die Mitglieder des Technischen Ausschuss der Stadt Ebersberg nahmen Kenntnis vom 
Anhörungsverfahren nach § 4a Abs. 3 BauGB und beschlossen jeweils einstimmig mit 9 : 0 
Stimmen die getroffene Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und den daraus 
ausgearbeiteten Bebauungsplan mit Begründung und Umweltbericht, jeweils i. d. F. v. 
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Landratsamt Ebersberg, Immissionsschutzfachliche Stellungnahme vom 2.06.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Aus immissionsschutzfachlicher Sicht werden zur Änderungsplanung keine Anregungen oder 
Bedenken geäußert. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Aus der Stellungnahme des Landratsamtes ergeben sich keine Änderungen des Plan-
entwurfs. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Naturschutzfachliche Stellungnahme vom 11.06.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Der Eingrünungsstreifen entlang der südlichen Grundstücksgrenze mit einer Mindestbreite 
von 5 m wurde begrüßt. 
 
Im Nachweis für ökologische Ausgleichsflächen wird eine Fläche von 1335 m² ausgewiesen 
die auf externen Flächen nachzuweisen ist. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
befindet sich in der ökologischen Ausgleichsfläche der Hochwasser-Schutzwall. Dies führt 
zum teilweisen Verlust der Anerkennung als Ausgleichsfläche. 
 
Es bestehen keine weiteren Einwände. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Fläche des Schutzwalls, die nicht als ökologische  Ausgleichsfläche herangezogen 
werden kann, muss auf den externen Flächen nachgewiesen werden. Hierdurch ergibt sich 
eine Flächenmehrung von ca. 120 m². 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Flächenmehrung für extern nachzuweisende Ausgleichsflächen wird in den Umwelt-
bericht aufgenommen. 
 
 
Staatliches Straßenbauamt Rosenheim, Stellungnahme vom 11.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Gegen die Ausweisung bestehen keine Bedenken. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Keine Änderung erforderlich. Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen oder 
Ergänzungen. 
 
Vermessungsamt, Stellungnahme vom 06.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Die Belange des Liegenschaftskatasters sind nicht betroffen, weshalb keine Stellungnahme 
des Vermessungsamtes Ebersberg abgegeben wird. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Keine Änderung erforderlich. Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen oder 
Ergänzungen. 
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Stellungnahme vom 21.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Zur vorliegenden Planung  werden keine Einwände oder Anregungen vorgebracht. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Keine Änderung erforderlich. Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen oder 
Ergänzungen. 
 
 
Kreisbranddirektion Ebersberg, Stellungnahme vom 05.06.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Es wurden Hinweise zu den Aufstellflächen, Verkehrswege und die Notwendigkeit einer 
Wendemöglichkeit für Feuerwehrfahrzeuge gegeben. Die Richtlinien über Flächen für die 
Feuerwehr und Art 5 der BayBO sind zu beachten.  
 
Die Löschwasserentnahmestellen sind nach DIN EN 14384 und die Löschwassermengen 
nach den Arbeitsblatt W405 und DVGW herzustellen. Abstände zwischen  Löschwasser-
entnahmestellen und den Gebäudezugängen dürfen 80 m nicht überschreiten.  
 
Der Abstand der Starkstromfreileitung ( 110 KV ) unterschreitet den nach DIN VDE 0210 für 
Rettungs- und Löscharbeiten angegebenen Mindestabstand von 6 m (gem. DIN VDE 0132) . 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Zu- und Ausfahrtssituation hat sich für Feuerwehrfahrzeuge im Wesentlichen nicht 
verändert. Die Umfahrt wurde beibehalten und nur nach Süden verlängert. Die Ausfahrt der 
Feuerwehrfahrzeuge ist wie bisher gegeben. Eine Wendeschleife ist aus diesem Grund, wie 
auch mit Herrn Twietmeyer von der Kreisbrandinspektion besprochen, nicht erforderlich. 
 
Die Löschwasserversorgung wird über Wandhydranten im Gebäude erfüllt, daher werden die 
erforderlichen Mindestabstände eingehalten. 
 
Die Mittelachse der Starkstromleitung befindet sich in einem Abstand von ca. 15 m von dem 
südlichsten Gebäudeteil, dem Vordach der Anlieferung, entfernt. Eine Unterschreitung des 
Mindestabstandes ist aus diesem Grund nicht gegeben. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die mit der Erweiterung des Gebäudes einhergehende Veränderung der Löschwasser-
versorgung ist im Zuge des Bauvorhabens zu prüfen und anzupassen. 
 
Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen oder Ergänzungen. 
 
 
IHK, Stellungnahme vom 25.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Mit der Erweiterung des Bau- und Gartenmarktes besteht Einverständnis. Anregungen oder 
Bedenken werden nicht vorgebracht.  
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Keine Änderung erforderlich. Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen oder 
Ergänzungen. 
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E.ON Bayern AG, Stellungnahme vom 20.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
In dem überplanten Bereich befinden sich Versorgungseinrichtungen der E.ON Bayern AG.  
Gegen das Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen, wenn 
dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
 
Zu Beachten ist das „Merkblatt über Baumstandorte und elektrische Versorgungsleitungen 
und Entsorgungsleitungen“, herausgegeben von der Forschungsanstalt für Straßenbau und 
Verkehrswesen bzw. die DVGW-Richtlinie GW 125. 
Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur 
Trassenachse. Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben sind rechtzeitig der E.on Bayern 
AG vorzulegen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die genaue Lage der Sparten ist bei der Objektplanung zu berücksichtigen. Die 
Stellungnahme der E.ON Bayern AG sollte den Objektplanern zur Beachtung zugeleitet 
werden.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis  wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme der E.ON Bayern AG sollte 
den Objektplanern zugeleitet werden. Die geänderte Trafoposition wird in den Bebauungs-
plan aufgenommen.  
 
 
Gemeinde Steinhöhring, Stellungnahme vom 06.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Es werden keine Einwände zum vorgelegten Bebauungsplan erhoben.  
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag: 
Keine Änderung erforderlich. Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Änderungen oder 
Ergänzungen. 
 
 
Stadt Ebersberg, Wasserversorgung und Feuerwehr, Hr. Proske, 06.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Aus Sicht der Feuerwehr sind das Brandschutzkonzept vorzulegen sowie der Feuerwehr-
einsatzplan in 5-facher Ausfertigung und auf dxf-Datei für die Rettungsleitstelle zu erstellen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Aus der Stellungnahme ergeben sich keine Änderungen des Planentwurfs. Das Brand-
schutzkonzept ist mit dem Bauantrag vorzulegen. Die Feuerwehreinsatzpläne (5 fach) sind 
neu zu erstellen und vorzulegen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Keine Änderung erforderlich. 
 
 
Stadt Ebersberg, Stadtgärtnerei, Stellungnahme vom 10.05.2010 
 
Sachverhaltsdarstellung: 
Es werden keine Einwände erhoben. 
 












